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internationales Handeln. Der Club of
Rome7, die Deutsche Physikalische Ge-
sellschaft (DPG)8 und der Wissenschaft-
liche Beirat der Bundesregierung ‚Glo-
bale Umweltveränderungen’ (WBGU)9
fordern dies, wie auch eine Studie des
DLR10, die entsprechende Stromimpor-
te in nennenswertem Umfang nach
Mitteleuropa ab 2020 empfiehlt. Eine
solche internationale Arbeitsteilung
wirkt dann nicht nur für die Stromver-
sorgung, sondern auch politisch gese-
hen stabilisierend.
Sven Moormann ist Dipl.-Ing.
Raumplanung und arbeitet als Leiter
der Unternehmenskommunikation
bei der Solar Millennium AG, Erlangen
(www.SolarMillennium.de).
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 Energiewirtschaft im Strukturwandel
Perspektiven der kommunalen
Energieversorgung
Die Liberalisierungspolitik der Europäi-
schen Union hat die Energiewirtschaft
in Europa und Deutschland tiefgreifend
verändert. Bereits 1988 verabschiedete
der Europäische Rat Schlussfolgerun-
gen zur Verwirklichung eines „Binnen-
marktes für Energie“. Zehn Jahre später,
im April 1998, verabschiedete der Deut-
sche Bundestag im Rahmen eines Arti-
kelgesetzes ein neues Energierecht, wo-
mit sich die Rahmenbedingungen für
die Versorgung mit Elektrizität und Erd-
gas grundlegend änderten. Dadurch
wurden die bisher geschlossenen Ver-
sorgungsgebiete in Deutschland auf-
gehoben und – entsprechend der neo-
liberalen Politik der damaligen CDU/
CSU-FDP-Regierung – am Energiemarkt
der Wettbewerb um Endkunden ein-
geführt. Es sollten Anreize geschaffen




seinerzeit der kommunalen Energie-
wirtschaft nicht zugetraut, jenseits ge-
schützter Märkte bestehen zu können.
So prognostizierte z. B. die Dresdner
Bank das Überleben lediglich eines
Drittels der damals über 800 deutschen
Stadtwerke an einem liberalisierten
Markt.1 Acht Jahre nach der Liberalisie-
rung durch das Energiewirtschaftsge-
setz stellt sich die Situation jedoch
deutlich anders  als prophezeit dar.
Kommunale Stadtwerke: Zwar kam
es im Gefolge der Marktöffnung und
der damit verbundenen strukturellen
Wettbewerbsvorteile des Großkraft-
werks- und Verbundsystems zu einer
„Entkommunalisierungswelle“: Die gro-
ßen Kraftwerksbetreiber nutzten ihre
eigentlich für den Rückbau von Kern-
kraftwerken gedachten Rückstellungen,
um ihre Marktmacht durch Zukauf
kommunaler Unternehmen auszubau-
en.2 Teure Marketingkampagnen und
der Aufbau eigener Vertriebswege führ-
ten allerdings nicht zur erhofften Wech-
selbereitschaft der Haushaltskunden.
Der Kauf von oder die Beteiligung
an Stadtwerken wurde somit für die
Verbundwirtschaft zu einer „Strategie
des Einkaufs von Vertriebswegen“ und
stieß auch bei den Kommunen auf In-
teresse, um kurzfristige Haushaltssanie-
rungen zu erreichen. Statt von einem
„Verkauf des Tafelsilbers“ spricht man
etwas euphemistisch auch gerne vom
„Gewinnen eines strategischen Part-
ners“ – wohl auch, um weitere (teilwei-
se bereits erfolgreich durchgeführte)
Bürgerbegehren gegen den Ausverkauf
kommunaler Unternehmen zu vermei-
den. Insgesamt gab es bei über 100
Stadtwerken einen Beteiligungswech-
sel, der zu einem maßgeblich gestie-
genen Einfluss der überregionalen
Stromkonzerne auf die lokalen Verteil-
unternehmen führte.3
Fusionswelle der Stromkonzerne:
Vor der Liberalisierung gab es in
Deutschland acht Verbundunterneh-
men. Deren Energiepolitik war in den
1990er Jahren stärker denn je durch ei-
ne börsenkursorientierte Wertsteige-
rung des Aktienkapitals (Shareholder
Value) und durch eine entsprechende
Expansions- und Kraftwerkspolitik auf
globalisierten Märkten gekennzeichnet.
Im Ergebnis der zwischen 1998 und
2002 vollzogenen Fusionen agieren auf
Verbundebene heute nur noch vier statt
acht Energieversorgungsunternehmen
(vgl. Abb. 7): die E.ON Energie AG, die










































































































































































































































































RWE Energy AG, die EnBW Energie Ba-
den-Württemberg AG (mit Anteilen des
französischen Staatskonzerns Electricité
de France) und Vattenfall Europe AG
(zum schwedischen Staatskonzern Vat-
tenfall gehörend).
Marktpositionen: Eine herausragen-
de Rolle spielt die Verbundwirtschaft
nicht nur im Netzbereich. Auch bei der
Stromerzeugung hat sie eine marktbe-
herrschende Position. Hier verfügten
die vier genannten Verbundunterneh-
men im Jahr 2002 über etwa 80 %, die
beiden größten von ihnen (das Duopol
RWE und E.ON) über etwa 55 % und
RWE allein über etwa 31 % der Kapazi-
täten. Die gesamte deutsche Erzeu-
gungskapazität im Kernkraftwerksbe-
reich wird von diesen Unternehmen
gestellt. Aufgrund dieser Strukturmerk-
male gelten sowohl das Duo- als auch
das Oligopol nach den Kriterien des
Bundeskartellamtes als marktbeherr-
schende Akteure.4 Das Oligopol kann
damit maßgeblich Einfluss auf Gestal-
tung und Entwicklung des Stromprei-
ses nehmen.5 So wurden in den zu-
rückliegenden fünf Jahren in großem
Umfang (Über)kapazitäten abgebaut.
Nicht zuletzt um an der Strombörse
höhere Erlöse zu erzielen, war eine
Verknappung des Stromangebots stra-
tegisches Ziel der Verbundwirtschaft.
Folgen der Liberalisierung: Die neo-
liberale Ausrichtung der rechtlichen
Rahmenbedingungen hat in Deutsch-
land das Gegenteil des zuvor propa-
gierten stärkeren Marktwettbewerbs
bewirkt. Es ist durch die Verbünde
nachweislich zu einer Oligopolbildung
gekommen. Ein vorübergehend laufen-
der Preiswettbewerb der vier Unterneh-
men stellt sich eher als Strategie dar,
den Marktzutritt anderer Akteure und
ein Abwandern der Stadtwerke zu an-
deren Anbietern zu verhindern.6 Mit
dem Abbau der Überkapazitäten im
Stromerzeugungsbereich stiegen nahe-
zu gleichzeitig die Strompreise, was auf
ein abgestimmtes Verhalten zwischen
den Mitgliedern des Oligopols schlie-
ßen lässt. Es geht um viel Geld, das be-
nötigt wird, um international eine Rolle
spielen zu können und um nicht selber
zum Übernahmekandidat auf den glo-
balen Energiemärkten zu werden. Vor
allem RWE und E.ON verfolgen die Stra-
tegie einer nationalen Branchenführer-
schaft als Basis für ihre internationale
Ausdehnung – mit Schwerpunktset-
zung in Europa.
Ungeachtet der oben beschriebe-
nen Marktkonzentration hat die Frei-
heit der Verbraucher, sich nun einen
Energieversorger auswählen zu kön-
nen, zu mehr Wettbewerb geführt.
Nicht unberührt blieb davon die Art
und Weise der Erfüllung öffentlicher
Aufgaben. Vor allem eine Entwicklung
hin zu Mischformen öffentlicher und
privater Aufgabenwahrnehmung hat
zu einer verstärkten Marktorientierung
bei der Aufgabenerfüllung geführt.
Gründe für die Beibehaltung kom-
munaler Stadtwerke: Wenn private
Aktiengesellschaften genau so gut und
zuverlässig wie öffentliche Unterneh-
men die Bevölkerung mit Energie ver-
sorgen können, so stellt sich die Frage
nach der Existenzberechtigung der
kommunalen Energieversorgung. Wie
entscheidend die Implementierung ei-
ner Nachhaltigkeitsstrategie für die
kommunale Energiewirtschaft in die-
sem Zusammenhang ist, wird bei ei-
nem Blick auf den „öffentlichen Zweck“
der wirtschaftlichen Betätigung deut-
lich. „Nachhaltigkeit“ kann eine Antwort
auf die sich immer stärker stellende
Frage nach der Zukunft eines auf öf-
fentlichen Zweck verpflichteten Kom-
munalbetriebes sein.
Es wird zukünftig noch stärker dar-
auf ankommen, die Existenzberechti-
gung der kommunalen Energiewirt-
schaft zu rechtfertigen, weil sich die
ordnungspolitische Grundsatzfrage,
welche wirtschaftlichen Bereiche allein
der Privatwirtschaft vorbehalten sein
sollten und welche Bereiche eine par-
allele Struktur erlauben, immer stärker
stellen wird. Aktuell verfolte Änderun-
gen an den Gemeindeordnungen7 ver-
deutlichen einen politischen Trend zur
ordnungspolitisch gewollten Verände-
rung – hin zu einer Gewährleistungs-
kommune. Hier entledigt sich die Ge-
meinde zwar nicht völlig ihrer kom-
munalen Aufgabenverantwortung, be-
schränkt sich aber auf eine Gewährleis-
tungsverantwortung, indem sie die Er-
bringung öffentlicher Aufgaben dele-
giert bzw. privatisiert.
Vor diesem Hintergrund ist auch
die Forderung nach „Waffengleichheit“
oder „gleichen Spielregeln“ – zum Bei-
spiel bei der Frage des „Örtlichkeits-
prinzips“ – kommunaler und privater
Unternehmen ein gefährliches Spiel.
Denn käme es tatsächlich zu einer An-
gleichung des Ordnungsrahmens öf-
fentlich-rechtlicher/kommunaler und
privater Unternehmen, könnte dies zu-
künftig zu einem noch gravierenderen
Legitimationsproblem der öffentlich-
rechtlichen Unternehmen führen, die
dem Gemeinwohl verpflichtet sind
und  nach dem Gemeindewirtschafts-
recht einen öffentlichen Zweck erfüllen
müssen.
Um sich im Sinne einer nachhalti-
gen Entwicklung und einer Mehrung
des Gemeinwohls positiv von der Ver-
bundwirtschaft abzuheben, haben
Stadtwerke in den vergangenen Jah-
ren bereits zahlreiche Möglichkeiten
genutzt, sich (mit Blick auf die Ziele ei-
ner nachhaltigen Energieversorgung)
strategisch neu zu positionieren:
– Energiedienstleistungsangebote und
Förderprogramme zur Einsparung
von Strom und Wärme,
– Unterstützung lokaler Umweltaktivi-
täten,
– Stärkere Nutzung der örtlichen Po-
tenziale regenerativer Energien (z. B.
Windkraft und Biomasse)  und
– Ausbau der umweltfreundlichen
Nah- und Fernwärme in Siedlungs-
bereichen.
Während die Oligopolisten ihre Erzeu-
gungskapazitäten abgebaut haben, ha-
ben vor allem Stadtwerke ihre Eigen-
produktionskapazitäten ausgebaut. Ei-
ne Aufschlüsselung des Zubaus kleiner,
meist kommunaler Stromproduzenten
zeigt deutlich, dass diese ausschließ-
lich im Bereich der erneuerbaren En-
ergien bzw. der Kraft-Wärme-Kopplung
investiert haben, während E.ON, EnBW,
RWE und Vattenfall zwischen 2001 und
2004 vor allem in Braunkohle- und
Pumpspeicherkraftwerke investiert ha-
ben (insgesamt 2.500 MW). Die kleine-
ren Stromproduzenten (Stadtwerke so-
wie unabhängige Produzenten) haben










































































































































































































































































tät (6,5 % der Gesamtkapazität) neu
installiert, davon ca. 95 % in Form von
Windkraftanlagen.8
Fazit: Mit Blick auf die skizzierte en-
ergiepolitische Dominanz der Oligo-
polkonzerne stellt sich die Frage, ob
der „gesellschaftliche Auftrag“ einer
nachhaltigen und klimaschutzmotivier-
ten Energieversorgung in Deutschland
erreicht werden kann. Jedenfalls be-
darf der seit 1998 in Gang gesetzte Li-
beralisierungsprozess bei dieser Ziel-
setzung künftig einer stärkeren ökolo-
gischen und sozialen Flankierung.
Dipl.-Sozialwiss. Oliver S. Wagner
 ist Wiss. Mitarbeiter am Wuppertal
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 Regionales Netzwerk
„MetropolSolar Rhein-Neckar“
Die Metropolregion Rhein-Neckar mit
ihren mehr als 2,5 Mio. Einwohnern ist
gekennzeichnet durch eine polyzentri-
sche Siedlungsstruktur. Sie erstreckt
sich über städtisch geprägte Räume,
aber auch ländliche Gebiete in Südhes-
sen, der Rheinpfalz und Nordbaden.
Neben den Großstädten Mannheim,
Ludwigshafen und Heidelberg gehören
zu ihr weitere fünf kreisfreie Kommu-
nen sowie Gemeinden in sieben Land-
kreisen.
Die Europäische Union setzt im
Rahmen der Lissabon-Strategie (und
mit der offiziellen Ausweisung so ge-
nannter Metropolregionen) darauf, dass
von diesen Regionen verstärkt Wachs-
tumsimpulse ausgehen. Umso wichti-
ger ist es, dass diese Impulse mit den
Zielen einer nachhaltigen Entwicklung
vereinbar sind. Bislang spielten Fragen
der Nachhaltigkeit und der Bürgerbe-
teiligung in der Metropolregion Rhein-
Neckar allerdings nur eine untergeord-
nete Rolle. Der Mitte 2006 gegründete
Verein MetropolSolar Rhein-Neckar
(www.metropolsolar.de) will zur Schlie-
ßung dieser Lücken beitragen.
Auch wenn das Hauptziel von Me-
tropolSolar Rhein-Neckar – die vollstän-
dige Umstellung auf erneuerbare En-
ergien – von vielen noch als realitäts-
fern oder idealistisch angesehen wird:
100 % werden es früher oder später in
jedem Fall sein – nämlich spätestens
dann, wenn alle fossilen und atomaren
Brennstoffe verbraucht sind. Zudem ist
die Überwindung des für weltpolitische
Konflikte und fortschreitenden Klima-
wandel mitverantwortlichen Systems
der atomar-fossilen Energieversorgung
bereits heute ein „Gebot der Stunde“.
Auch Aspekte der Versorgungssi-
cherheit (z. B. bei Gaslieferungen aus
Russland) sowie in wachsendem Maße
ökonomische und soziale Argumente
sprechen für die Umstellung der Ener-
gieversorgung. Die stetig steigenden
Ausgaben für Energieimporte belas-
ten private und öffentliche Haushalte
gleichermaßen und können dazu füh-
ren, dass in absehbarer Zeit ganze
Kommunen oder Regionen nicht mehr
in der Lage sind, ihre Energierech-
nung zu bezahlen. Bei (nur grob ge-
schätzten!) regionalen Energie-Impor-
ten in einer Größenordnung von jähr-
lich 1.000 EUR pro Einwohner ergibt
sich, umgerechnet auf die mehr als 2,5
Mio. Einwohner im Rhein-Neckar-Raum,
dass derzeit aus der Region schon heu-
te jährlich mehr als 2,5 Mrd. EUR Kauf-
kraft für Energieimporte abfließen. Die
Nutzung der enormen Potenziale zur
Erhöhung der Energieeffizienz, zur En-
ergieeinsparung und zum Ausbau der
erneuerbaren Energien sorgt hingegen
für Wertschöpfung und Arbeitsplätze
vor Ort. Der Verein MetropolSolar Rhein-
Neckar will dazu beitragen, dieses Ka-
pital in der Region für andere Investi-
tionen und Aufgaben frei zu machen.
MetropolSolar Rhein-Neckar ver-
steht sich als regionale Wissens-, Aus-
tausch- und Öffentlichkeitsplattform.
Das Netzwerk setzt auf die weitere
Entwicklung bestehender dezentraler
Informations- und Aktionsstrukturen in
der Region und den Auf- und Ausbau
neuer Initiativen. Vor allem durch die
ständig steigenden Energiepreise
wächst das öffentliche Interesse an
Möglichkeiten zur Energieeinsparung,
